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1. PROBLEMSTELLUNG

Es muss nicht mehr bewiesen werden, dass die Naturgefahren 
bei den raumplanerischen und raumwirksamen Tätigkeiten zu 
berücksichtigen sind. Naturkatastrophen finden in der Schweiz 
immer wieder statt, und der Kanton Freiburg bildet keine Ausnahme. 
Sie gefährden Menschenleben und verursachen Schäden an ver-
sicherten und unversicherten Sachwerten. Die für die Privatpersonen 
und öffentlichen Körperschaften entstehenden Schäden sind 
beträchtlich. Angesichts dieser Situation ist es erforderlich, Strukturen 
und Massnahmen bereitzustellen, die dauerhaft und wirksam vor 
Naturgefahren schützen.

Unter Naturgefahren werden sämtliche Vorgänge und Einflüsse 
der Natur verstanden, die für Menschen, Sachwerte, Institutionen 
und Umwelt schädlich sein können

Unabhängig von den durch Erdbeben oder das Wetter 
(Hagel, Sturm, Blitzschlag usw.) bedingten Gefahren, vor denen 
Planungsmassnahmen nur begrenzt schützen, fallen die Natur-
gefahren, denen der Kanton Freiburg ausgesetzt ist, unter die 
gravitationsbedingten Prozesse. Diese lassen sich in drei Kategorien 
unterteilen:
· Lawinen.

· Phänomene in Zusammenhang mit Fliess- und stehenden 
Gewässern: Hochwasser, Überschwemmungen, Erosion, 
Übermurungen.

· Massenbewegungen: Rutschungen, Steinschlag, Felssturz, 
Hangmuren.

Der kantonale Richtplan befasst sich mit diesen drei Themen. 
Da sich die auf jedes einzelne Phänomen anwendbaren Grund-
prinzipien gleichen, liegt ein einheitlicher Ansatz zu ihrer 
Behandlung nahe. Allerdings variieren je nach dem untersuchten 
Vorgang die Merkmale, insbesondere die Auftretensweise und 
die Intensität dieser Prozesse, sowie die möglichen schädlichen 
Auswirkungen auf Personen und/oder Sachwerte; da diese 
Besonderheiten bei den Massnahmen zu berücksichtigen sind, 
verdienen die drei Themen eine getrennte Behandlung.

Die Erdbebengefahr bleibt ausgeklammert, obwohl sie statistisch 
gesehen das höchste Risiko in der Schweiz darstellt (ihre potentiellen 
Schäden sind höher als jene aller anderen Phänomene). Die 
Auftretensweise von Erdbeben sowie der Umfang und das Ausmass 
der durch sie verursachten möglichen Schäden erfordern ein 
auf nationaler Ebene koordiniertes Vorgehen. Vor jeder kon-
kreten Massnahme in diesem Bereich sind im Übrigen zuerst 
gewisse Lücken zu füllen (gesetzliche Grundlagen, Verteilung 
der Kompetenzen zwischen Bund und Kantonen, Normierung 
usw.).

Das Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG) verpflichtet 
Bund, Kantone und Gemeinden, bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben auf die natürlichen Gegebenheiten und folglich 
auch auf die Naturgefahren zu achten. Für die Erstellung ihrer 
Richtpläne haben die Kantone die Gebiete zu bezeichnen, die 
durch Naturgefahren oder schädliche Einwirkungen erheblich 
bedroht sind. Die Ausscheidung einer Bauzone setzt anderer-
seits voraus, dass das betreffende Land zuvor als bebaubar 
betrachtet werden kann. Diese Mindestforderung ist nicht erfüllt, 
wenn die Natur-ereignisse im schlimmsten Fall den Verlust von 
Menschenleben und Sachwerten verursachen können.

Diese Bestimmungen wurden durch das Bundesgesetz über den 
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Wald (WaG), das Bundesgesetz über den Wasserbau (WBG) 
und deren jeweilige Verordnungen (WaV bzw. WBV) verstärkt. 
Zweck dieser Gesetzestexte ist, Personen, Sachwerte und Umwelt 
durch vorbeugende Massnahmen vor der zerstörerischen Kraft der 
Naturelemente zu schützen. Dabei geht es darum, das Risiko, das 
heisst die Grösse und die Wahrscheinlichkeit eines Schadenfalls, 
auf ein annehmbares Niveau zu senken, indem Kosten, Nutzen 
und Wirksamkeit der vorgesehenen Massnahmen gegeneinander 
abgewogen werden (Verhältnismässigkeit).

Um die Kantone in ihren Präventionsbemühungen zu unterstützen, 
gaben die Bundesämter Richtlinien und Empfehlungen für die 
Berücksichtigung von Lawinen (1984), Hochwasser (1997) und 
Massenbewegungen (1997) bei raumwirksamen Tätigkeiten heraus. 
Durch die Richtlinien von 1984, die augenblicklich überarbeitet 
werden, sind Ausdrücke wie «Kataster», «Gefahrenkarte» sowie 
«rote, blaue und gelbe Gefahrengebiete» zu geläufigen Begriffen 
geworden.

Die eidgenössischen Empfehlungen befürworten die Erarbeitung 
einander ergänzender und untrennbar zusammengehöriger Grund-
lagen:

Ereigniskataster

Es handelt sich um eine grundlegende Datenbank der wichtigsten 
«Schadenereignisse»; die in EDV-Form verfügbare Information ist 
punktuell (ohne Karten der betroffenen Perimeter).

Karten der Phänomene

Solche Karten erfassen vor Ort beobachtete Merkmale und 
Indikatoren und interpretieren sie in objektiver Weise. Sie stel-
len die mit gefährlichen Prozessen verknüpften Phänomene dar 
und bezeichnen die gefährdeten Gebiete, ohne eine weitere 
Interpretation vorzunehmen (Gefahrenstufe).

Gefahrenkarte

Auf der Grundlage vorheriger Analysen (Kataster, Karte der 
Phänomene, Modellrechnungen usw.) wird die durch jeden 
Prozesstyp verursachte Gefährdung in der «Gefahrenkarte» 
gemäss drei Stufen dargestellt: geringe Gefährdung (gelb), 
mittlere Gefährdung (blau) und erhebliche Gefährdung (rot). Die 
Gefahrenkarten werden für die Gebiete erstellt, in denen ein bedeu-
tendes Schadenpotential (gefährdete Personen und Sachwerte) 
besteht. Der Kartenmassstab zwischen 1:5000 und 1:10000 
ermöglicht ihre Übertragung in die Raumplanungsdokumente.

Gefahren-Hinweiskarte

Vor der detaillierten Analyse vom Typ «Gefahrenkarte» ist es 
gelegentlich notwendig, eine Übersicht über ein Gesamtgebiet 
zu gewinnen. In einem solchen Fall wird auf der Grundlage 
einer Zusammenstellung bestehender Daten, Modellrechnungen 
und meist unter Einbezug von EDV-Methoden eine «Gefahren-
Hinweiskarte» im Massstab zwischen 1:25000 und 1:50000 
erstellt.

Bei den genannten Untersuchungen handelt es sich um Grund-
lagen im Sinne des RPG, die erst dann für Behörden und Grund-
eigentümer rechtsverbindlich werden, wenn sie mittels der mit 
diesen Instrumenten verknüpften Genehmigungsverfahren in die 
Raumplanungsdokumente (kantonaler Richtplan, Gemeinderichtpläne, 
Nutzungsplan) übertragen worden sind.

Im Kanton Freiburg ist die räumliche Verteilung der Naturgefahren 
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in verschiedenen, im Folgenden chronologisch geordneten Grund-
lagen dokumentiert:

Vorläufige Übersichtskarte der Rutschgebiete 
(1976, 1:50000)

Auf der Grundlage einer geomorphologischen Interpretation 
und der Auswertung bestehender Dokumente unterscheidet diese 
Karte drei Gebietstypen: ausgesprochene Rutschungen, Bereiche 
möglicher Rutschungen und grundsätzlich rutschlose Bereiche. Sie 
erfasst den ganzen Kanton und kann einer «Gefahren-Hinweiskarte» 
im Sinne der Empfehlungen des Bundes gleichgesetzt werden.

Übersichtskarte der lawinengefährdeten Gebiete 
(1976, 1:50000)

Auf der Grundlage eines seit 1903 geführten Inventars und von 
Beobachtungen aus den Jahren von 1962 bis 1976 unterscheidet 
diese Karte drei Gebietstypen: stark lawinengefährdete, gele-
gentlich gefährdete und ungefährdete Gebiete. Sie erfasst den 
ganzen Kanton und kann einer «Gefahren-Hinweiskarte» im Sinne 
der Empfehlungen des Bundes gleichgesetzt werden.

Karte der Boden- und Hanginstabilitäten 
(1993-1999, 1:10000)

Aufgrund ihres sehr viel höheren Genauigkeitsgrades ersetzt 
diese Karte die Vorläufige Übersichtskarte der Rutschgebiete. 
Sie erfasst alle Erscheinungsformen von Massenbewegungen in 
einer detaillierten Typologie und beruht auf einer Terrainanalyse. 
Die vollständig digitalisierte Karte deckt den ganzen Kanton 
ab und entspricht einer «Karte der Phänomene» im Sinne der 
Empfehlungen des Bundes.

Batgliss-Bericht (1994)

Dieser Bericht befasst sich ausschliesslich mit den 1994 geneh-
migten oder in der Genehmigungsphase befindlichen Bauzonen, 
die in ausgesprochenen Rutschgebieten gemäss der «Vorläufigen 
Übersichtskarte» von 1976 lagen. Er teilt 39 analysierte Sektoren in 
13 voralpinen Gemeinden nach ihrer Bebaubarkeit, hauptsächlich 
unter dem Gesichtspunkt der Rutschungen ein:
1 (gelb): bebaubare Gebiete, die im jetzigen Zustand ohne 

grössere Probleme bebaut werden können.

2 (blau): bebaubare Gebiete, für welche aber ergänzende 
Untersuchungen und/oder zusätzliche Auflagen not-
wendig sind.

3 (rot): nicht bebaubare Gebiete.

Die auf dieser Grundlage erstellten Karten im Massstab 1:5000 
gehen über die «Gefahrenkarten» im Sinne der Empfehlungen 
des Bundes hinaus und stellen bereits «Massnahmeninstrumente» 
dar.

Ereigniskataster (seit 1998)

Seine Erstellung begann im Jahr 1998. Die Datenbank über 
die früheren Ereignisse ist verfügbar, und die neuen Ereignisse 
werden nach der Reihenfolge ihres Eintretens mit ihren räumlichen 
Ausdehnungen erfasst. Dieser Kataster umfasst den ganzen Kanton. 
Die gesammelten Informationen sind in einer nationalen Datenbank 
(StorMe) gespeichert, die allen betroffenen Benutzern zur Verfügung 
steht.
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Pilotprojekt Jaun: Kantonale Empfehlungen für die Gefahren-
karten (1998)

Mit dem Ziel, eine einheitliche Methode für die kartographische 
Erfassung von Naturgefahren zu entwickeln, führte der Kanton in 
der Gemeinde Jaun ein Pilotprojekt durch.

Die aus dieser Studie hervorgegangene Methode ist weitgehend 
von den diesbezüglichen Richtlinien und Empfehlungen des Bundes 
geprägt; gewisse Anpassungen waren aufgrund des besonderen 
freiburgischen Kontextes erforderlich. Die kantonalen Empfehlungen 
haben technischen Charakter und definieren die Bedingungen 
und Methoden für die Erstellung des Ereigniskatasters und der 
Gefahrenkarten. Sie legen ebenfalls die Realisierungsetappen 
sowie die technischen und administrativen Strukturen für die 
Begleitung und Valorisierung der Arbeit fest.

Gefahrenkarten (1999-2004)

Im Rahmen des Pilotprojekts Jaun wurden für die Gemeinde 
Gefahrenkarten erstellt. Alle Naturgefahren wurden auf Karten 
im Massstab 1:10000 erfasst und gemäss ihrer Gefahrenstufe 
(gering - mittel - erheblich) dargestellt; für die Gebiete, die kein 
bedeutsames Schadenpotential aufweisen, wurden die Gefahren 
in Form einer Hinweiskarte dargestellt.

Aufbauend auf diesem Modell läuft gegenwärtig die systematische 
Erstellung der Gefahrenkarten des Voralpengebiets, die 2004 
abgeschlossen sein dürfte. Gefahrenkarten im engeren Sinn (mit 
den drei Gefahrenstufen) werden nur für Gebiete ausgearbeitet, 
die ein gewisses Schadenpotential erkennen lassen; ansonsten 
wird eine Gefahren-Hinweiskarte erstellt (bestehende Gefahr, 
keine Gefahr, Gefahrenart). Das Mittelland wird in einer zweiten 
Etappe behandelt.

Sonderstudien / Sachstudien

Dank zahlreicher Untersuchungen lässt sich die lokale oder 
regionale Kenntnis der Gefahrensituationen ergänzen: Gutachten, 
Risikoanalysen und -karten, Verbauungsprojekte für Fliessgewässer, 
Sanierungsprojekte, Projekte für Schutzmassnahmen usw.

Daneben führen die betroffenen Dienststellen im Rahmen ihrer 
Tätigkeiten ebenfalls allgemeine Untersuchungen durch, die zu 
einer besseren Bewältigung der Naturgefahren beitragen können 
( Inventar der Schutzwälder, Karte der Niederwasserabflüsse 
usw.).

Seit den siebziger Jahren stattete sich der Kanton mit Strukturen 
(Lawinenkatasterkommission) und Übersichtskarten aus, mit 
deren Hilfe die Naturgefahren summarisch erfasst und abge-
grenzt werden konnten (Vorläufige Karten von 1976). Da der 
Staatsrat der Auffassung war, diese Thematik verdiene eine 
vertiefte Auseinandersetzung, ernannte er 1992 eine Natur-
gefahrenkommission (NGK). 1994 verursachte die Rutschung 
in Chlöwena («Falli-Hölli») versicherte Schäden in Höhe von 
17 Mio Franken; dieser Vorfall bestätigte die Gefährdung 
gewisser Geländepartien und die Notwendigkeit, Massnahmen 
zu ergreifen. Der Batgliss-Bericht (siehe weiter oben) enthält 
eine Bestandsaufnahme für 13 voralpine Gemeinden; auf 
dieser Grundlage wurden raumplanerische und baupolizeiliche 
Massnahmen beschlossen (SRB vom 24. Januar 1995, ausser Kraft 
gesetzt und ersetzt durch SRB Nr. 1817 vom 20. Sept. 1999). 
Das Gesetz über den Wald und den Schutz vor Naturereignissen 
(WSG) schliesslich stellt eine formelle Grundlage der Strukturen, 
Massnahmen und Vorgehensweisen dar, die im Bereich der 
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Vorbeugung und des Schutzes vor Naturgefahren geschaffen 
wurden.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die vom Kanton festgelegten Grundsätze beruhen auf zahlrei-
chen gesetzlichen Bestimmungen; dazu gehören auf kantonaler 
Ebene:
· das Gesetz betreffend die Feuerpolizei und den Schutz gegen 

Elementarschäden.

· das Gesetz über den Wasserbau.

· das Raumplanungs- und Baugesetz (RPBG).

· das Gesetz über den Wald und den Schutz vor 
Naturereignissen (WSG).

· der Staatsratsbeschluss Nr. 1817 vom 20. Sept. 1999 über die 
Naturgefahren ausgesetzten Gebiete - Sicherheitsmassnahmen, 
die sich aus dem Bericht Batgliss ergeben.

Im Rahmen der einschlägigen eidgenössischen und kanto-
nalen Bestimmungen wurde für die Revision des kantonalen 
Richtplans ein Planungsziel im Bereich Naturgefahren defi-
niert: «Vorbeugung gegen Naturgefahren in erster Linie durch 
Planungsmassnahmen».

Die Gefahrenkarten lassen die bestehenden oder potentiellen 
Interessenkonfliktgebiete zwischen Naturgefahren und Bodennutzung 
erkennen. So stellt sich die Frage, welche Massnahmen zu 
ergreifen sind, um potentielle Schäden zu reduzieren. Drei ein-
ander ergänzende Aktionen sind nach folgenden Prioritäten zu 
unternehmen:
· Verringerung potentieller Schäden durch vorbeugende 

Massnahmen (Planung); das erwähnte Planungsziel und die 
Bundesgesetze (WaG und WBG) räumen diesem Massnahmen-
typ die Priorität ein.

· Verringerung potentieller Gefahren durch Schutzmass-
nahmen.

· Planung von Notfallmassnahmen zur Begrenzung des Rest-
risikos.

Nach der Beschreibung und örtlichen Bestimmung der Natur-
gefahren mittels geeigneter Untersuchungen verfolgt die Kantons-
politik im Bereich Naturgefahren das Ziel, die drei genannten 
Massnahmentypen gemäss der erwähnten Prioritäten anzuwen-
den, um potentielle Schäden auf ein annehmbares Niveau zu 
senken.

Absoluter Schutz oder absolute Sicherheit sind aufgrund technischer, 
wirtschaftlicher und ökologischer Grenzen nicht zu erzielen. In 
diesem Sinne berücksichtigt und akzeptiert eine solche Politik 
implizit ein Restrisiko.

Die Massnahmen im Bereich Naturgefahren betreffen in erster Linie 
Bauzonen, Infrastrukturen, touristische Anlagen und Verkehrswege. 
Subsidiär sind sie auch auf Bauten und Anlagen ausserhalb der 
Bauzone anzuwenden.

Die zu treffenden Massnahmen haben auch den stationären 
(fixen) oder beweglichen Charakter der gefährdeten Elemente zu 
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berücksichtigen. So ist zu unterscheiden zwischen Bauzonen, fixen 
Infrastrukturen oder Einrichtungen (ständig gefährdete Personen 
und Sachwerte) und linearen Objekten wie Eisenbahnstrecken 
oder Strassen, für die das Risiko je nach Häufigkeit und Art des 
Gebrauchs variiert.

Eine weitere Abwägung ist für standortgebundene Objekte (Strom-
leitungen, Strassen, Leitungssysteme, Sendemasten, technische 
Bauten usw.) vorzunehmen. Wenn sich in solchen Fällen nach 
der Analyse sämtlicher Varianten herausstellt, dass ein Standort 
oder eine Streckenführung ausserhalb der gefährdeten Zone 
nicht in Betracht kommt, kann die Interessenabwägung dazu 
führen, den geplanten Bau dennoch zu bewilligen, falls bauliche 
Schutzmassnahmen durchgeführt oder Warnsysteme eingerichtet 
werden.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die Intensität und die Wahrscheinlichkeit eines Vorfalls (Häufigkeit 
oder Wiederkehrdauer) sind die beiden Parameter zur Bestimmung 
der Gefahrenstufe bei Naturgefahren. Die Kombination der 
beiden Kriterien in einer Intensität/Wahrscheinlichkeits-Matrix 
führt zur Festlegung von drei Gefahrenstufen: geringe Gefährdung 
(gelb), mittlere Gefährdung (blau) und erhebliche Gefährdung 
(rot). Die drei Stufen werden so gewählt, dass sie eine präzise 
Verhaltensweise und genaue Vorschriften für die Bodennutzung 
beinhalten.

Geringe Gefährdung: gelb

· Personen sind kaum oder gar nicht gefährdet (bei «plötzlichen» 
Gefahren, wie Steinschlag oder Lawinen, können die Folgen 
für eine ungeschützte Person je nach Umständen jedoch bereits 
in dieser Gefahrenzone tödlich sein).

· Es ist mit geringen Schäden an Gebäuden zu rechnen.

Die gelbe Zone ist im Wesentlichen ein Hinweisbereich.

Mittlere Gefährdung: blau

· Personen sind ausserhalb von Gebäuden gefährdet, innerhalb 
der Gebäude jedoch kaum oder gar nicht.

· Im Prinzip ist mit Schäden an Gebäuden zu rechnen, doch 
nicht mit ihrer raschen Zerstörung, falls gewisse Bauauflagen 
beachtet wurden.

Die blaue Zone ist im Wesentlichen ein Gebotsbereich, in dem 
schwere Schäden durch geeignete Vorbeugemassnahmen ver-
mieden werden können.

Erhebliche Gefährdung: rot

· Personen sind innerhalb wie ausserhalb von Gebäuden 
gefährdet.

· Es ist mit der raschen Zerstörung von Gebäuden zu rech-
nen.

oder:
· Die Ereignisse treten zwar in schwächerem Ausmass, doch mit 

hoher Wahrscheinlichkeit auf. In diesem Fall sind Personen vor 
allem ausserhalb der Gebäude gefährdet, oder die Gebäude 
werden unbewohnbar.

Die rote Zone ist im Wesentlichen ein Verbotsbereich.
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Zwei weitere Zonen vervollständigen die obige Zonen-
einteilung:
· Die ex negativo definierte weisse Zone bezeichnet Gebiete 

ohne bekannte Gefährdung oder solche, die nach heutigem 
Kenntnisstand eine unerhebliche Gefährdung aufweisen. 
Aussergewöhnliche Phänomene können dennoch nicht völlig 
ausgeschlossen werden.

· Eine zusätzliche, gelb-weiss gestreif te Zone kann in 
Zusammenhang mit Hochwassergefahren festgelegt werden. Sie 
bezeichnet geringe Gefährdungen, die nach der Durchführung 
aller vorgesehenen aktiven und passiven Schutzmassnahmen 
bestehen bleiben sowie Gefährdungen mit äusserst geringer 
Eintretenswahrscheinlichkeit, doch hoher Intensität. Die gestreifte 
Zone ist ein Hinweisbereich, der ein Restrisiko anzeigt; sie 
wird nur in Gebieten verwendet, die Gegenstand baulicher 
Schutzmassnahmen sind bzw. ein erhöhtes Schadenpotential 
aufweisen.

Die Gefahrenstufen erlauben es damit, die Art und den Umfang 
der zu treffenden Massnahmen abzuschätzen; sie dienen folglich 
als Bezugsgrundlage für den Text des kantonalen Richtplans.

Übergangsmassnahmen vor der Erstellung der Gefahrenkarten

Die Gefahrenstufe wird direkt durch die Gefahrenkarten angegeben. 
Diese einheitliche Arbeitsgrundlage dürfte für die Gesamtheit des 
Kantonsgebiets nicht vor 2004 vorliegen. In der Zwischenzeit ist 
die Gefahrenstufe durch andere Grundlagen festzulegen, deren 
Art und Deckungsgrad sehr unterschiedlich sein können. Die 
zuständigen Dienststellen und Organe müssen von Fall zu Fall 
eine ergänzende Interpretation vornehmen. Die einzelnen Themen 
sehen deshalb gewisse Übergangsmassnahmen vor, die Vielfalt, 
Art und Genauigkeitsgrad der Grundlagen berücksichtigen. 
Diese Übergangsmassnahmen werden hinfällig, sobald die 
Gefahrenkarten vorliegen.

Die Grundsätze zum Standort sind in Bezug auf jeden Mass-
nahmentyp formuliert.

Vorbeugende Massnahmen

Sie erlauben eine Begrenzung oder sogar Reduktion des poten-
tiellen Schadens. Derartige Massnahmen, die auch als passive 
Massnahmen bezeichnet werden, nehmen keinen Einfluss auf den 
Ablauf der Naturereignisse, verringern jedoch den Umfang der 
Schäden, indem sie eine adäquate Bodennutzung begünstigen, 
das heisst indem sie Wohnzonen, Infrastrukturen und erhebliche 
Sachwerte in die weniger durch Naturgewalten gefährdeten 
Gebiete legen. Diese passiven Massnahmen werden auf der 
Grundlage raumplanerischer und baupolizeilicher Vorschriften 
durchgeführt.

Als Kriterium für die Bestimmung der zu ergreifenden Massnahmen 
dient die Gefahrenstufe. Sie lässt sich im Falle von Gebieten, 
die bereits durch Gefahrenkarten im engeren Sinn erfasst sind, 
direkt diesen Karten entnehmen oder indirekt aus den übrigen 
verfügbaren Grundlagen erschliessen.

Zone ohne bekannte Gefährdung (weiss)

Nach dem bei der Erarbeitung der Grundlagen bestehenden 
Kenntnisstand sind keine besonderen Massnahmen erforderlich; 
diese Zone wird folglich im Text des Richtplans nicht behan-
delt.
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Zone mit Restgefährdung (gelb-weiss gestreift); 
nur für Gefährdungen durch Hochwasser

Besondere Aufmerksamkeit ist dem Standort sensibler Objekte zu 
widmen (s. weiter unten); gegebenenfalls könnten sich besondere 
Schutzmassnahmen oder Notfallpläne als notwendig erweisen und 
fallweise von den zuständigen Dienststellen festgelegt werden.

Zone mit geringer Gefährdung (gelb)

Diese Zone ist im Wesentlichen ein Hinweisbereich. Betroffene 
Personen sind auf die Gefährdung aufmerksam zu machen. 
Daneben ist eine Massnahmenplanung für die als «sensibel» 
bezeichneten Nutzungen und Objekte notwendig. Hierbei handelt 
es sich um Gebäude oder Anlagen,
· in denen sich zahlreiche schwer zu evakuierende Personen 

aufhalten (Spitäler, Heime, Schulen usw.).

· die selbst bei Ereignissen von geringer Intensität schwer 
beschädigt werden können (Lager und Produktionsstätten mit 
hohen Beständen an gefährlichen Stoffen, Deponien usw.).

· die selbst bei Ereignissen von geringer Intensität bedeutende 
direkte oder indirekte wirtschaftliche Schäden erleiden können 
(Telefonzentralen, Schaltzentralen, EDV-Anlagen, Einrichtungen 
für die Trinkwasserversorgung, Kläranlagen usw.).

Zone mit mittlerer Gefährdung (blau)

Diese Zone ist im Wesentlichen ein Gebotsbereich, in dem 
Bauen mit Auflagen erlaubt ist (ausserhalb der Bauzone und in 
genehmigten Bauzonen). Im Prinzip darf keine neue Bauzone 
ausgeschieden werden.

Zu den möglichen Massnahmen gehören insbesondere die Objekt-
schutzmassnahmen.

Zone mit erheblicher Gefährdung (rot)

Diese Zone ist im Wesentlichen ein Verbotsbereich, der weder 
für Siedlungen noch für den Bau von Infrastrukturen oder Anlagen 
geeignet ist, da die Mindestanforderungen für Bauzonen nicht 
erfüllt sind (Baueignung, Art. 15 RPG). In Abweichung vom 
allgemeinen Bauverbotsprinzip können gewisse klar festgelegte 
Arbeiten und Bauten erlaubt werden.

Keine Bauzone kann ausgeschieden werden. Für weitgehend 
bebaute Zonen kann je nach Gefahrenart ein besonderer Perimeter 
zur Erhaltung des Bestehenden geschaffen werden, vorausgesetzt 
dass alle Notfallmassnahmen zur Verringerung des Risikos getroffen 
wurden.

Die Ausscheidung oder Erweiterung von Bauzonen und alle Bauten 
in Sektoren, für die zuvor Schutzbauten errichtet werden mussten 
bzw. zu errichten wären, sind verboten. Eine solche Praxis wäre 
unvereinbar mit den Vorbeuge- und Vorsichtsgrundsätzen und 
stünde in Widerspruch zu Art. 15 RPG, der als Vorbedingung 
fordert, dass sich das Land für die Bebauung eignen muss, was 
bei einem durch Naturgewalten gefährdeten Terrain nicht der Fall 
ist. Im Übrigen lässt sich die Gefahr nur dann wirklich reduzieren, 
wenn der Unterhalt der Schutzbauten technisch und finanziell 
gesichert ist; eine solche Verpflichtung lässt sich jedoch langfristig 
nicht garantieren.
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Schutzmassnahmen

Je nach der bestehenden Bodennutzung und der Präsenz von 
Infrastrukturen und Bewohnern in den gefährdeten Zonen können 
die vorbeugenden Massnahmen durch Schutzmassnahmen ergänzt 
werden. Diese sogenannten aktiven Massnahmen wirken der 
Entwicklung des Naturereignisses entgegen oder verändern dessen 
Ablauf, Intensität oder Eintretenswahrscheinlichkeit. Sie führen zu 
einer Verringerung der potentiellen Gefahren in den gefährdeten 
Zonen und sind nur dann zu ergreifen, wenn die Bodennutzung 
schützenswert ist.

Unter die Schutzbauten fallen punktuelle technische Schutz-
massnahmen wie Stützmauern, Netze, Dämme oder Felsanker. 
Solche Bauten bieten einen direkten Schutz, und ihre Realisierung 
führt zu einer sofortigen Reduktion der Gefahrenstufe; die entspre-
chende Gefahrenkarte kann folglich dem neuen Stand angepasst 
werden.

Je nach den Umständen und den zu beobachtenden 
Prozessen können sich vor allem im Einzugsgebiet des 
Ereignisses auch flächendeckende Massnahmen als notwendig 
erweisen: Aufforstung, systematische Entwässerung, Unterhalt der 
Schutzwälder, Verbauung von Fliessgewässern. Solche Mass-
nahmen bieten einen indirekten Schutz, der sich mittel- und 
langfristig auswirkt. Vor einer Neubeurteilung der Gefahrenstufe sind 
folglich die positiven Auswirkungen der getroffenen Massnahmen 
abzuwarten; die Wartefrist beträgt mehrere Jahre.

Bei der Ausführung der Schutzmassnahmen sind der Wert der 
zu schützenden Güter, die Kosten der Massnahmen und die 
erhoffte Wirkung zu berücksichtigen. Gegebenenfalls müssen 
Risikoanalysen durchgeführt werden.

Bei der Erstellung der Gefahrenkarten muss die Funktionstüchtigkeit 
der Schutzbauten berücksichtigt werden. Eine der Voraussetzungen 
für die dauerhafte Erhaltung des erreichten Schutzniveaus ist 
der regelmässige Unterhalt der Bauten. Die Projekte müssen 
nicht nur ein Unterhaltsprogramm enthalten, sondern auch die 
Bedingungen für diesen Unterhalt festlegen (Verantwortliche, 
Finanzierung).

Notfallmassnahmen

Ein Teil der Schäden und potentiellen Gefahren kann durch die 
oben aufgezählten Vorbeuge- und Schutzmassnahmen begrenzt 
werden. Doch die letzteren erweisen sich zuweilen als ungenügend, 
unverhältnismässig oder sogar undurchführbar, um ein annehmbares 
Risiko zu erreichen. Dies gilt insbesondere für Krisenzeiten (intensive 
oder lang anhaltende Niederschläge, sehr starker Schneefall usw.). 
In einem solchen Fall können sogenannte Notfallmassnahmen 
ergriffen werden, die eine Reduktion des Restrisikos bezwecken. 
Sie betreffen vor allem die Prozesse mit plötzlicher Auslösung 
(Lawinen, Steinschlag, Muren, Überschwemmungen), die nur eine 
kurze Reaktionszeit zulassen und zum Tod von Menschen bzw. 
zu bedeutenden Sachschäden führen können.

Diese Aktionen mit teilweise eingeschränkter Wirkung umfas-
sen hauptsächlich automatische Alarmsysteme, Warn- und 
Überwachungsdienste, Vorbereitung und Erprobung von 
Evakuationsplänen, Einrichtung von Krisenstäben, Schaffung von 
Katastrophenkorps und die Evakuation von Personen.

Solche Massnahmen werden präventiv ergriffen, das heisst bevor 
das Ereignis eintritt. Der Text des Richtplans behandelt nicht 
die Interventionsstrukturen und Rettungsmassnahmen, die für die 
Bewältigung einer Krise oder eingetretenen Katastrophe aufzubieten 
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sind.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Die Umsetzung der Grundsätze zum Standort kann zu Konflikten 
führen: bei den Schutzmassnahmen mit den Interessen des Umwelt-
schutzes (ökologische Funktion der Fliessgewässer, Landschaft, 
Tier- und Pflanzenwelt usw.), bei den vorbeugenden Massnahmen 
mit jenen der Wirtschaft oder der Besiedlung.

Die Notwendigkeit, bei der Realisierung von Schutzmassnahmen, 
die Anliegen der Natur zu schützen, ist gesetzlich (Art. 19 WaG) 
festgelegt. Eine Koordination ist besonders nötig im Bereich der 
Fliessgewässer (Hochwasserschutz, Renaturalisierung, Raumbedarf, 
Tier- und Pflanzenwelt); bei extensiven Massnahmen wie der 
systematischen Entwässerung ist ebenfalls auf die Erhaltung von 
Feuchtgebieten mit besonderer Bedeutung für die Pflanzen- und 
Tierwelt zu achten.

Die Koordinationsprobleme zwischen den genannten Bereichen 
werden ebenfalls unter dem Thema «Verbauung, Renaturalisierung 
der Fliessgewässer und Abflussbewirtschaftung» und unter den 
Themen des Kapitels «Ländlicher und natürlicher Raum» behandelt. 
In jedem Falle ist der Sicherheit von Personen und Sachwerten 
gegenüber allen anderen Interessen der Vorrang einzuräumen. 
In gewissen Situationen können Ausgleichsmassnahmen, die den 
durch die Schutzmassnahmen verursachten Verlust ausgleichen, 
vorgesehen werden; sie müssen während der Koordinationsphase 
des Projekts erörtert und beschlossen werden.

Wenn die Sicherheit von Personen und Gütern gefährdet ist, müssen 
die Bedürfnisse der Besiedlung (Erweiterung oder Ausscheidung 
von Bauzonen), des Bauwesens oder der (öffentlichen und privaten) 
Wirtschaft in den Hintergrund treten: Eine Interessenabwägung 
kommt im Bereich der Naturgefahren nicht in Betracht, da die 
Sicherheit unbedingte Priorität besitzt.

Gemäss dem Bundesgesetz über den Wald (WaG) sind die 
Funktionen des Waldes (Schutz-, Sozial-, Wirtschaftsfunktion) zu 
gewährleisten. Der Erhaltung und Verstärkung der Schutzfunktion 
kommt unter dem Gesichtspunkt der Naturgefahren eine vorran-
gige Rolle zu. Seine Schutzwirkung ist entweder direkt - für die 
Anrisszonen von Lawinen, Steinschlag, Felssturz oder oberflächliche 
Rutschungen - oder indirekt im Falle von Erdrutschungen oder 
Veränderungen der Abflusskapazität oder des Abflussregimes.

In gewissen Situationen kann es hinsichtlich der Massnahmen, 
die in Anbetracht der verschiedenen Funktionen ergriffen werden 
müssten, zu Konflikten kommen. Den Vorrang haben in jedem 
Fall jene Massnahmen, die zu einer Erhaltung oder Verstärkung 
der Schutzfunktion führen. Es ist zu betonen, dass gesunde und 
standortgerecht gepflegte Wälder gleichzeitig den langfristigen 
Schutz vor Naturgefahren, die Biodiversität und die Qualität des 
natürlichen Lebensraums erhöhen.

Zwischen den in zahlreichen Bereichen durch öffentliche 
Körperschaften oder Privatpersonen erstellten Planungen und 
Projekten und den bestehenden Gefahrenzonen kann sich ein 
Interessenkonflikt ergeben. Im Rahmen der Erarbeitung dieser 
Planungen und Projekte sowie auch ihrer Koordination und Prüfung 
durch die zuständigen Behörden sind die hier beschriebenen 
Grundlagen und Prinzipien zu berücksichtigen. Besonders direkt 
sind die folgenden Bereiche betroffen:
· St rassenplanung, Strassennetze und -projekte usw. 

(Tiefbauamt).

Siehe Thema «Ökologischer 
Ausgleich»

<

Siehe Thema «Wald» <



9.  N a t u r g e f a h r e n

B S. 11   01.07.2002

· öffentlicher Verkehr, Fahrradwegnetz usw. (Amt für Verkehr 
und Energie).

· Planungsstudien, Sachpläne (TVM, SPAZ usw.) und andere 
kantonale Planungen (Bau- und Raumplanungsamt).

· StFV, Abfallbewirtschaftung, Deponien, belastete Standorte 
usw. (Amt für Umwelt).

· Integrale Berglandsanierungs-Projekte (IBS), Alpwege usw. 
(Meliorationsamt).

· regionale Waldplanungen, forstwirtschaftliche Projekte, Wald-
wege usw. (Amt für Wald, Wild und Fischerei).

· touristische Pole und Einrichtungen (Bergbahnen, Skigebiete 
usw.), Wanderwege usw. (Freiburger Tourismusverband, Amt 
für Verkehr und Energie).

3. AUFGABENVERTEILUNG

Die im Text des kantonalen Richtplans festgelegte Aufgabenverteilung 
entspricht der gegenwärtigen Praxis und den kantonalen gesetz-
lichen Bestimmungen im Bereich Naturgefahren.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIEN FÜR DEN SACHBEREICH

Neben der ständigen Nachführung der bestehenden Daten (Karte 
der Boden- und Hanginstabilitäten, Ereigniskataster) durch die 
zuständigen Dienststellen, befasst sich das Programm für die 
Zusammenstellung der Grundlagen mit der systematischen Erstellung 
der Gefahrenkarten. Diese sollen nach und nach, zumindest für 
die Festlegung der Massnahmen, die augenblicklich verfügbaren 
Grundlagen ersetzen.

Die Beschlüsse über die Erstellung und Finanzierung der 
Gefahrenkarten sowie das Programm zur Durchführung der 
Arbeiten wurden 1998-1999 auf Vorschlag der NGK und der 
zuständigen Dienststellen (SGeW, WaldA, BRPA) durch die 
Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion sowie die Direktion 
der Institutionen und der Land- und Forstwirtschaft gefasst. Die 
systematische Erfassung der Naturgefahren erfolgt nach Gebieten 
und dürfte für das Voralpengebiet im Jahr 2004 abgeschlossen 
sein. Die Aufnahmen für das Mittelland werden in einer zweiten 
Etappe vorgenommen (siehe Karte im Anhang).

Parallel zu den Gefahrenkarten der Voralpen wird für das 
Mittelland-Gebiet eine Gefahren-Hinweiskarte für Hochwasser 
erstellt, um die am stärksten gefährdeten Gebiete zu bestimmen, 
für die in einer zweiten Phase detaillierte Karten zu erstellen 
sind.

Im Bereich der Verbauung und Renaturalisierung der Fliessgewässer 
ist ein Kataster des Raumbedarfes für die Fliessgewässer zu 
erstellen; die Erstellung eines Schutzbautenkatasters im Einklang 
mit dem vom Bund entwickelten ProtectMe-Konzept ist ebenfalls 
geplant.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

Bei den vom Kanton durchgeführten Untersuchungen, Planungen 
und Projekten sind die Grundlagen und Planungsgrundsätze zu 

Siehe Thema «Verbauung, 
Renaturalisierung der 
Fliessgewässer und 
Abflussbewirtschaftung»

>
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beachten. Besondere Aufmerksamkeit ist den Grundsätzen zur 
Koordination zu widmen.

Ortsplanung

Die Richtpläne und Zonennutzungspläne (ZNP) müssen die Grund-
lagen und Grundsätze zum Standort berücksichtigen. Im ZNP 
sind die verschiedenen gefährdeten Zonen zu bezeichnen; diese 
Übertragung erfolgt im Idealfall auf der Grundlage der Angaben 
der Gefahrenkarten. Bis die letzteren vorliegen, müssen die 
bestehenden Grundlagen herangezogen werden. Da diese je 
nach Art, Massstab und Inhalt höchst unterschiedlich sind, können 
die im PBR festgelegten Bestimmungen und die zu befolgenden 
Verfahren ebenfalls variieren. Angesichts dieser Situation ist es 
unerlässlich, vor jeder Planung mit der NGK Kontakt aufzunehmen. 
In jedem Fall liefert die NGK im Rahmen ihrer Stellungnahme die 
für die Übertragung in den ZNP notwendigen Angaben und die 
Bestimmungen, die ins PBR aufzunehmen sind.

Je nach dem Stand der verfügbaren Information können von 
den zuständigen Dienststellen im Rahmen der Ausscheidung 
oder Erweiterung von Zonen bzw. der Erstellung des ZNP 
zusätzliche Untersuchungen angefordert werden, die auf Kosten 
des Gesuchstellers durchgeführt werden. Je nach Fall dienen 
sie der genaueren Festlegung der Gefahrenstufe oder der 
Bebaubarkeit des Grunds bzw. der Festlegung der zu ergreifenden 
Sondermassnahmen.

Die Grundlagen im Bereich Naturgefahren werden von den 
zuständigen Dienststellen entsprechend der natürlichen Entwicklung, 
der getroffenen Schutzmassnahmen und der Funktionstüchtigkeit 
der Bauten nachgeführt. Während der Planungsarbeiten kann die 
Gemeinde auf ihre Kosten zusätzliche Untersuchungen durchführen, 
um die Grundlagen zu präzisieren, zu ergänzen bzw. abzuändern. 
Diese Studien werden an die NGK weitergeleitet, welche die 
ihr vorgelegten Berichte analysiert und je nach den Ergebnissen 
die entsprechende Grundlage anpasst.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Baubewilligungsgesuche

Wie im Falle der Berücksichtigung der Naturgefahren im 
ZNP eröffnen sich je nach der Grundlage bei den Bau-
bewilligungsgesuchen verschiedene Möglichkeiten. Auch hier 
ist die Vorinformation für eine gute Koordination der Projekte 
unerlässlich. In jedem Fall müssen die geforderten Auflagen im 
Rahmen des Vorgesuches präzisiert werden, dem hier eine ganz 
besondere Bedeutung zukommt. Dem Gesuchsteller können auf 
seine Kosten zusätzliche Untersuchungen verschiedener Art und 
Tragweite auferlegt werden. Dieser besitzt zudem die Möglichkeit, 
zu den gleichen Bedingungen wie die Gemeinden, Analysen 
vorzulegen, die erlauben, die Gefahr zu präzisieren, vollständiger 
zu erfassen bzw. neu zu beurteilen.

Schutzbauten und Notfallmassnahmen

Die Verfahren zur Anordnung oder Durchführung von Schutzbauten 
oder Notfallmassnahmen sind in den einschlägigen kantonalen 
Gesetzen und Reglementen festgelegt. Diese Texte bezeichnen 
ebenfalls die für die Koordination der fraglichen Massnahmen 
verantwortlichen Instanzen.
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